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Rechtsextreme Einstellungen sind unter Gewerk-
schaftsmitgliedern in der Bundesrepublik genau-
so weit verbreitet wie unter Nicht-Mitgliedern. 
Das ist seit langem bekannt und wird auch durch 
unsere Untersuchung bestätigt: 19 Prozent der ge-
werkschaftlich Organisierten und 20 Prozent der 
Unorganisierten sind rechtsextrem eingestellt. 
Bei getrennter Betrachtung von Westdeutschland 
und Ostdeutschland macht sich allerdings ein 
deutlicher West-Ost-Unterschied bemerkbar. Rechts-
extreme Orientierungen fi nden sich im Osten im 

Schnitt anderthalb Mal so häufi g wie im Westen 
(27% zu 18%). Während dabei in Westdeutsch-
land kein Unterschied zwischen Mitgliedern und 
Nicht-Mitgliedern besteht, sind Gewerkschafts -
mit glieder in Ostdeutschland allerdings wesent-
lich resistenter gegen Rechtsextremismus als Nicht-
Mit glieder (Tabelle 1).

Auch in sozialstruktureller Hinsicht machen 
sich Unterschiede zwischen Organisierten und 
Unorganisierten bemerkbar, wenn die Verbrei-
tung von rechtsextremen Neigungen betrachtet 

3 Das Projekt (Laufzeit 2003/04) wurde von der Hans-Böckler-Stiftung und der Otto-Brenner-Stiftung gefördert. Mitarbeiter waren  Michael 
Fichter, Joachim Kreis, Günter Pollach, Richard Stöss und Bodo Zeuner (Sprecher). Die hier mitgeteilten Daten sind dem umfangreichen 
Abschlussbericht entnommen und beruhen auf vier disproportional geschichteten Stichproben (je rund 1000 Gewerkschaftsmitglieder 
in Westdeutschland und Ostdeutschland sowie je rund 1000 Nicht-Mitglieder in beiden Landesteilen). Befragt wurden insgesamt 4008 
Personen. Ergänzend wurde im Frühjahr 2004 eine qualitative Studie in Form von 10 Gruppendiskussionen mit 58 Funktionsträger/in-
nen von DGB-Gewerkschaften durchgeführt.

Ausgewählte Ergebnisse des Forschungsprojekts 
„Gewerkschaften und Rechtsextremismus“3

Richard Stöss (Foto)

in Zusammenarbeit mit

Michael Fichter und Bodo Zeuner

Tabelle 1

Rechtsextreme Einstellungen bei Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
nach Gebiet 2003 (%)

[Skala REXL] Mitglieder Nicht-Mitglieder Alle Befragten

West 18,4 17,8 18,1

Ost 22,5 28,1 27,1

BRD 19,1 20,0 19,9
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wird (Grafi k 1). Besonders auffällig ist, dass einfa-
che Arbeiter (ohne abgeschlossene Berufsausbildung), 
wenn sie einer Gewerkschaft angehören, doppelt 
so häufi g rechtsextrem eingestellt sind wie unor-
ganisierte Arbeiter der gleichen Kategorie. Dabei 
ist allerdings zu bedenken, dass es sich bei den 
einfachen Arbeitern um eine kleine Gruppe han-
delt, der nur 10 Prozent aller Gewerkschaftsmit-
glieder angehören. Auch die gewerkschaftlich 
orga nisierten Angestellten in Verantwortungsposi-
tionen sind doppelt so häufi g rechtsextrem einge-
stellt wie die gleiche Angestelltengruppe ohne 
Gewerkschaftsbindung. Diese Gruppe macht im-
merhin 14 Prozent aller Gewerkschaftsmitglieder 
aus. Organisierte Facharbeiter neigen zwar nur ge-

ringfügig stärker zum Rechtsextremismus als un-
organisierte Facharbeiter. Bei den  Facharbeitern 
handelt es sich aber um eine relativ große Mit-
gliedergruppe (25%). Sie stellen mithin einen er-
heblichen Anteil der gewerkschaftlich organisier-
ten Rechtsextremisten.

Es gibt Mitgliedergruppen, die seltener rechts-
extrem eingestellt sind als Unorganisierte: Rent-
ner, Arbeitslose und einfache Angestellte. Wenn 
zudem die Unterschiede zwischen Menschen aus 
Ostdeutschland und Westdeutschland betrachtet 
werden, dann stellen sich die Verhältnisse noch 
differenzierter dar. In unseren Analysen haben 
wir zusätzlich zu den Erwerbsgruppen noch wei-
tere Merkmale einbezogen, die charakteristisch 

Grafi k 1: 

Rechtsextreme Einstellungen bei Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
nach Erwerbsgruppen 2003 (%)
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für den sozio-ökonomischen Status der Befragten 
sind. Dies soll hier nicht im Einzelnen dargestellt 
werden. Entscheidend ist, dass dadurch das Bild 
noch komplexer wird.

Halten wir also fest: Die Aussage, dass sich 
Gewerkschaftsmitglieder und Nicht-Mitglieder be-
züglich ihrer Anfälligkeit für rechtsextreme Ange-
bote nicht unterscheiden, trifft zwar insgesamt 
für die Bevölkerung der Bundesrepublik zu. Unse-
re Untersuchung zeigt jedoch, dass bei genauerem 
Hinsehen gravierende Unterschiede zwischen 
 Organisierten und Unorganisierten bestehen. Ein 
zentrales Anliegen des Forschungsprojekts be-
stand darin, diese Differenzen genauer zu analy-
sieren und der Frage nachzugehen, worin das Be-
sondere des Rechtsextremismus bei Gewerkschafts-
mitgliedern besteht.

Um die wesentlichen Unterschiede zwischen 
Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
herauszuarbeiten, haben wir die Befragten entspre-
chend ihrem Einkommen und ihrer Bildung in 
drei Gruppen eingeteilt: Unterschicht (44% aller 
Befragten), Mittelschicht (32% aller Befragten) und 
Oberschicht (24% aller Befragten). Dieses Verfah-
ren bezeichnen wir als objektive Schichtzuordnung. 

• Zur Unterschicht: Sie ist vergleichsweise schwach 
gewerkschaftlich organisiert. Ihr gehören rund 
ein Drittel aller Gewerkschaftsmitglieder an. 
Charakteristisch für die Unterschicht sind Ar-
beiter ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
Arbeitslose und Rentner.

• Zur Mittelschicht: Sie ist besonders stark ge-
werkschaftlich organisiert. Fast die Hälfte aller 
Gewerkschaftsmitglieder ist dieser Schicht zu-
zuordnen. Die Mitgliedschaft in einer Gewerk-
schaft ist offenbar für Angehörige der Mittel-
schicht besonders attraktiv. Charakteristisch 
für die Mittelschicht sind Facharbeiter und An-
gestellte in Verantwortungspositionen.

• Zur Oberschicht: Sie ist gewerkschaftlich „durch-
schnittlich“ organisiert. Etwas über ein Fünftel 
der Organisierten gehört dieser Schicht an. Cha-
rakteristisch für die Oberschicht sind Angestellte 
in Verantwortungspositionen und Beamte.

Diese Einteilung in drei Schichten ist analytisch  
fruchtbar, weil Bildung und Einkommen zwei 
Merkmale darstellen, die maßgeblich für den so-
zialen Status in unseren Gesellschaften sind.

Das Ergebnis der Komplexitätsreduktion durch 
Schichtzuordnung ist in Grafi k 2 abgebildet.

Grafi k 2: 

Rechtsextreme Einstellungen bei Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
nach objektiver Schichtzuordnung 2003 (%)
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Lesebeispiel: Von den Gewerkschaftsmitgliedern, die der Unterschicht angehören, sind 28 Prozent rechtsextrem 
eingestellt, bei den Nicht-Mitgliedern sind es 33 Prozent. Von den Mitgliedern, die der Mittelschicht angehören, 
sind 19 Prozent rechtsextrem eingestellt, dagegen sind es nur 13 Prozent bei den Nicht-Mitgliedern der Mittel-
schicht. Von den Mitgliedern, die der Oberschicht angehören, sind nur sechs Prozent rechtsextrem eingestellt.
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Die Grafi k enthält folgende Informationen:
• Befragte, die der Unterschicht zuzuordnen sind, 

erweisen sich generell als weitaus anfälliger 
für Rechtsextremismus als Angehörige der Mit-
telschicht und erst recht als Angehörige der 
Oberschicht. Das gilt gleichermaßen für Ge-
werkschaftsmitglieder und Nicht-Mitglieder.

• Gewerkschaftsmitglieder aus der Unterschicht 
neigen weniger zum Rechtsextremismus als 
Nicht-Mitglieder aus der Unterschicht. Der Ab-
stand fällt freilich nicht besonders groß aus, 
und daher wird man nicht von einem bedeut-
samen Unterschied zwischen Organisierten 
und Unorganisierten sprechen wollen.

• Auch Gewerkschaftsmitglieder aus der Ober-
schicht neigen seltener zum Rechtsextremis-
mus als Nicht-Mitglieder aus der Oberschicht. 
Die Differenz ist zwar größer als bei der Unter-
schicht, bewegt sich allerdings auf einem sehr 
niedrigen Niveau und fällt aufs Ganze gese-
hen auch weniger ins Gewicht, weil nur ein 
vergleichsweise kleiner Teil der Gewerkschafts-
mitglieder aus der Oberschicht stammt.

• Dagegen sind Gewerkschaftsmitglieder aus der 
Mittelschicht, die die Hälfte aller Mitglieder 
ausmachen, anderthalb Mal so häufi g rechts-
extrem eingestellt wie Nicht-Mitglieder aus 
die ser Schicht. Hier liegt mithin der herausra-
gende Unterschied zwischen Organisierten und 
Un organisierten.

Dieser Befund ist überraschend, weil er nicht der 
herrschenden Meinung in der Literatur ent-
spricht.

Gewerkschaftsmitglieder unterscheiden sich 
von den Nicht-Mitgliedern also vor allem darin, 
dass bei ihnen die Mittelschicht überproportio-
nal rechtsextrem orientiert ist. Bei der Mittel-
schicht handelt es sich zumeist um Facharbeiter 
und qualifi zierte Angestellte, die über ein relativ 
gutes Einkommen und über eine vergleichsweise 
gute Bildung verfügen und daher eigentlich nicht 
zu den Verlierern der Modernisierungs- und Glo-
balisierungsprozesse zählen. Dieses Mitglieder-
segment hat innerhalb der Gewerkschaften nicht 
nur wegen seiner Größe eine herausragende Be-
deutung, ihm gehören auch 43 Prozent der Funk-
tionäre an. Die maßgeblichen Trägergruppen der 
Gewerkschaften sind also besonders wenig im-

mun gegen rechtsextreme Ideen; aus ihren  Reihen 
stammt die Hälfte der Gewerkschaftsmitglieder 
mit rechtsextremen Einstellungen.

Damit kein falscher Eindruck entsteht, sei 
auf die Größenordnungen hingewiesen, um die 
es hier geht: 20 Prozent der Gewerkschaftsmitglie-
der haben rechtsextreme Einstellungen. Davon 
gehört die Hälfte – also zehn Prozent aller Mit-
glieder – der Mittelschicht an. Die andere Hälfte 
der rechtsextrem eingestellten Gewerkschafts-
mitglieder verteilt sich auf die Unter- und auf die 
Oberschicht. Diese zweite Hälfte ist für die Beant-
wortung der Frage nach den Besonderheiten des 
Rechtsextremismus bei  Gewerkschaftsmitgliedern 
allerdings unbedeutend, weil sie sich bezüglich 
ihrer Anfälligkeit für Rechtsextremismus kaum 
von den Nicht-Mitgliedern unterscheidet. Einschlä-
gig für unsere Analysen sind die Mittelschicht-Ge-
werkschafter, weil sie im Vergleich zu den Unor-
ganisierten besonders (nämlich anderthalb Mal 
so) häufi g rechtsextrem eingestellt sind (Grafi k 2). 
Daher stellt sich die Frage, warum ausgerechnet 
die gewerkschaftlich organisierte Mittelschicht ver-
gleichsweise anfällig für Rechtsextremismus ist.

Wir haben uns in dem Projekt extensiv mit 
der Ursachenforschung befasst und sind dabei un-
ter Einsatz eines breiten statistischen Repertoires 
(von Korrelations- über Entscheidungsbaum- und 
Regressions- bis hin zu Pfadanalysen) nahezu al-
len in der sozialwissenschaftlichen Literatur vor-
fi ndlichen Thesen nachgegangen. Diese Thesen 
wurden nicht nur für Gewerkschaftsmitglieder 
und Nicht-Mitglieder überprüft, sondern auch für 
diverse Subgruppen, wie beispielsweise Gewerk-
schaftsfunktionäre, aktive und passive Gewerk-
schaftsmitglieder sowie für Nicht-Mitglieder, die 
mit den Gewerkschaften sympathisieren, oder 
für Nicht-Mitglieder, die ihnen sehr distanziert 
gegenüberstehen. Dabei wurde immer auch die 
Schichtzugehörigkeit berücksichtigt. Die Ergeb-
nis se der Einzelanalysen füllen den größten Teil 
des über 600 Seiten starken Endberichts. Hier 
kön nen nur einige wesentliche Befunde wieder-
gegeben werden.

Im Laufe der Forschungsarbeiten hat es sich 
als nützlich erwiesen, die Fülle von einzelnen 
 Erklärungsfaktoren in zwei Komplexen zu bün-
deln:
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• Der sozio-ökonomische Status umfasst Fakto-
ren wie zum Beispiel Bildung, Einkommen, 
Schichtzugehörigkeit, Modernität des Arbeits-
platzes oder Prekarität des Beschäftigungsver-
hältnisses. Generell gilt, dass rechtsextreme 
Einstellungen mit der Gefährdung des sozi-
alen Status zunehmen.

• Sozio-politische Orientierungen beziehen sich 
auf Persönlichkeitseigenschaften (z. B. Autori-
tarismus, Selbstbewusstsein), auf Wertorientie-
rungen und auf Einstellungen zu den politi-
schen und zu den wirtschaftlichen bzw. so-
zialen Verhältnissen in der Bundesrepublik. 
Dabei ist zwischen zwei gegensätzlichen Mus-
tern zu unterscheiden:
− Demokratische Überzeugungen stellen ei-

ne Kombination von politischem Selbstbe-
wusstsein, freiheitlichen („libertären“) Wer-
ten und demokratischen Einstellungen dar. 
Je stärker demokratische Überzeugungen 
ausgeprägt sind, desto geringer ist die An-
fälligkeit für Rechtsextremismus. Sie nimmt 
noch mehr ab, wenn demokratische Über-
zeugungen eine Verbindung eingehen mit 
einem eher linken Selbstverständnis sowie 
mit dem starken Bedürfnis nach gewerk-
schaftlicher Interessenvertretung. In diesem 
Fall sprechen wir von partizipatori schen Orien-
tierungen.

− Bei autoritären Überzeugungen verbinden 
sich autoritäre Persönlichkeitsmerkmale, 
autoritäre Werte und restriktive Demokra-
tievorstellungen. Je stärker die autoritären 
Überzeugungen sind, desto größer ist die 
Anfälligkeit für Rechtsextremismus. Der Ef-
fekt wird noch verstärkt, wenn sich autori-
täre Überzeugungen mit wirtschaftlich-so-
zialer und/oder politischer  Unzufriedenheit 
zu kritischen Orientierungen gegenüber dem 
politischen oder ökonomischen System 
(„systemkritisch“) addieren.

Bei der Ursachenanalyse ist also zwischen Fakto-
ren zu unterscheiden, die der Ausbreitung des 
Rechtsextremismus eher Vorschub leisten, und zwi-
schen solchen, die Rechtsextremismus eher ab-
wehren. Eindimensionale bzw. einfaktorielle Aus-
sagen („Arbeitslosigkeit begünstigt Rechtsextre-
mismus“) werden der Realität kaum gerecht.

Zur Verdeutlichung ein Beispiel:
Je moderner Arbeitsplätze ausgestaltet sind, 

umso geringer ist die Wahrscheinlichkeit, dass 
die Arbeitsplatzinhaber über rechtsextreme Ein-
stellungen verfügen. Umgekehrt: Je unmoderner 
die Arbeitsplätze, desto größer die Wahrschein-
lichkeit des Rechtsextremismus. Dabei handelt es 
sich um die viel zitierte Modernisierungsverlie-
rerthese, die insoweit auch mit unseren Daten 
bestätigt wird. Das Ausmaß des Rechtsextremis-
mus hängt allerdings nicht nur vom Modernisie-
rungsgrad, sondern auch von den sozio-politi-
schen Orientierungen ab. Wenn ein  Arbeitnehmer 
eine Tätigkeit ausübt, bei der er nicht mit moder-
nen Technologien in Berührung kommt, aber 
über besonders ausgeprägte demokratische Über-
zeugungen verfügt, wird er kaum zum Rechtsex-
tremismus neigen. Dagegen wird der Inhaber eines 
unmodernen Arbeitsplatzes dann extrem anfällig 
für rechtsextreme Angebote sein, wenn er nur 
schwache demokratische Überzeugungen, dafür 
aber starke autoritäre Überzeugungen hat.

Und so ist es eben auch möglich, dass Arbeit-
nehmer mit hoch modernen Tätigkeiten emp-
fänglich für Rechtsextremismus sind (Modernisie-
rungsgewinnerthese), dann nämlich, wenn sie stark 
autoritär disponiert oder sogar besonders system-
kritisch eingestellt sind. Rechtsextremisten gibt 
es nicht nur unter Modernisierungsverlierern, son-
dern auch unter Modernisierungsgewinnern! Die 
Modernisierungsgewinnerthese wird in der Lite-
ratur fälschlicherweise zumeist alternativ zur Mo-
dernisierungsverliererthese diskutiert. Zutreffend 
ist, dass sich beide Thesen empirisch bestätigen 
lassen, dass beide aber nicht zum Kern der Ur-
sachen des Rechtsextremismus vorstoßen. Denn 
Rechtsextremismus gründet sich auf einen kompli-
zierten Wirkungszusammenhang vieler Faktoren, die 
sich gegenseitig verstärken, neutralisieren oder auch 
abschwächen können. Wenn jeder einzelne Faktor 
für sich genommen mit einer Rechtsextremis-
musskala in Beziehung gesetzt wird, ergibt sich 
zumeist ein hochsignifi kanter (mehr oder  weniger 
starker) Zusammenhang. Untersuchungen, die 
nur ein begrenztes Repertoire von Erklärungsfak-
toren berücksichtigen, laufen daher Gefahr, ein-
zelne Ursachen für Rechtsextremismus zu über-
schätzen, vor allem dann, wenn Erklärungsfak-
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toren unberücksichtigt bleiben, die Rechtsextre-
mismus eher eindämmen.

Unsere Untersuchung stützt sich auf eine 
sehr breite Palette von möglichen Ursachen für 
Rechtsextremismus. Dabei korrelieren Erklärungs-
faktoren aus dem Bereich des sozio-ökonomi-
schen Status durchgängig schwächer mit Rechts-
extremismus als sozio-politische Orientierungen. 
Die Bedeutung eines problematischen sozialen Status 
wird in der Literatur also zumeist erheblich über-
schätzt. Das bedeutet nicht, dass derartige Fak-
toren überhaupt keinen Beitrag zur Erklärung 
von Rechtsextremismus leisten, aber ihre Erklä-
rungskraft ist vergleichsweise gering. Die Aussage 
„je unmoderner die Arbeitsplätze, desto größer 
die Wahrscheinlichkeit des Rechtsextremismus“ 
ist zwar richtig, aber sie beschreibt eine Tendenz, 
die abweichende Fälle einschließt – beispielswei-
se Modernisierungsgewinner mit rechtsextremen 
Einstellungen.

Dies gilt entsprechend für die derzeit in der 
Industriesoziologie favorisierte These, dass Rechts-
extremismus bei Arbeitnehmern vor allem durch 
die Prekarisierung der Beschäftigungsverhältnisse 
verursacht sei. Zwar liefern unsere Daten viel em-
pirische Evidenz für die Prekarisierungsthese, aber 
auch hier gilt, was wir im Zusammenhang mit 
der Modernisierungsverliererthese ausgeführt ha-
ben: Ob und wie stark Arbeitnehmer in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen zum Rechtsextremis-
mus neigen, hängt von ihren sozio-politischen 
Orientierungen ab: Ein prekär beschäftigter Ar-
beitnehmer mit starken demokratischen Über-
zeugungen wehrt Rechtsextremismus eher ab. 
Wenn Prekarität aber mit autoritären Überzeu-
gungen oder sogar mit systemkritischen Orien-
tierungen verbunden ist, dann sind mit hoher 
Wahrscheinlichkeit starke rechtsextreme Nei-
gungen vorhanden.

Kurzum: Die Anfälligkeit der Individuen für 
Rechtsextremismus hängt weniger davon ab, wie 
problematisch ihr sozialer Status ist, sondern vor 
allem davon, wie sie die aus ihrem sozialen Status 
resultierenden Probleme subjektiv verarbeiten. 
Unsere Befragungsergebnisse verweisen auf zwei 
unterschiedliche Verarbeitungsformen: selbstbe-
wusstes und nachhaltiges demokratisches Enga-
gement (in Gewerkschaften) oder Überantwor-

tung des eigenen Schicksals an autoritäre Instan-
zen, die Macht und Stärke, Sicherheit und Ord-
nung verheißen.

Rechtsextremismus ist daher mit antidemo-
kratischem Denken und Handeln, das die Eigen-
gruppe (Rasse, Ethnie, Nation) bevorzugt oder für 
höherwertig erklärt und zugleich Fremdgruppen 
abwertet, diskriminiert oder ausgrenzt, nur unzu-
reichend beschrieben. Zur Begriffsbestimmung 
gehört darüber hinaus, dass er für Ich-schwache, 
ängstliche, unsichere Individuen eine hohe Funk-
tionalität bei der Bewältigung von Problemen 
hat, weil er Orientierungshilfe, Sinnstiftung, per-
sönliche Anerkennung und Aufwertung, Schutz, 
Risikobewältigung und Privilegiensicherung ver-
spricht.

Nach diesen grundsätzlichen Anmerkungen 
zur Ursachenanalyse widmen wir uns nun wieder 
dem Unterschied zwischen Gewerkschaftsmit-
gliedern und Nicht-Mitgliedern und gehen der 
Frage nach, warum Gewerkschafter aus der Mit-
telschicht anfälliger für Rechtsextremismus sind 
als Nicht-Mitglieder aus der Mittelschicht.

Zunächst gilt, dass sich Organisierte und Unor-
ganisierte nicht prinzipiell hinsichtlich der Ursachen 
für rechtsextreme Einstellungen unterscheiden. Die 
Ausbreitung des Rechtsextremismus wird bei Mit-
gliedern und Nicht-Mitgliedern durch dieselben 
Faktoren begünstigt. Und auch für die Immuni-
sierung gegen Rechtsextremismus sind bei Mit-
gliedern und Nicht-Mitgliedern dieselben Fakto-
ren verantwortlich. Insofern handelt es sich bei 
Gewerkschaftsmitgliedern um ganz normale Men-
schen, bei denen die Anfälligkeit davon abhängt, 
wie sie ihre Statusprobleme subjektiv bewältigen.

Um die Unterschiede zwischen Organisier-
ten und Unorganisierten zu ermitteln, müssen 
wir eine Schicht tiefer graben. Wir haben oben 
dargelegt, dass Rechtsextremismus aus einem kom-
plizierten Wirkungsgefl echt von Faktoren er-
wächst, die sich gegenseitig verstärken, neutrali-
sieren oder auch abschwächen können. Unsere 
Untersuchun gen haben ergeben, dass für die 
rechtsextremen Einstellungen der verschiedenen 
Mitgliedergruppen spezifi sche Faktorenkonstel-
lationen verantwortlich sind. Eine Eigenschaft 
haben allerdings alle Mitgliedergruppen, und 
darin unterscheiden sie sich eindeutig von den 
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Unorganisierten: Sie sind – teilweise sogar we-
sentlich – stärker parti zipatorisch orientiert als 
Nicht-Mitglieder (Grafi k 3). Partizipatorische Ori-
entierungen stellen geradezu ein Alleinstellungsmerk-
mal von Gewerkschaftsmitgliedern dar. Dabei han-
delt es sich – wie erwähnt – um die Verknüpfung 
von demokratischen Überzeugungen, einem eher 
linken Selbstverständnis und der Betonung nach-
haltiger Interessenvertretung.

Da partizipatorische Orientierungen Rechts-
extremismus stark eindämmen, müssten Gewerk-
schaftsmitglieder eigentlich vergleichsweise resis-
tent gegen rechtsextreme Einfl üsse sein. Das sind 
sie aber nur teilweise, weil eben noch andere Ein-
fl ussfaktoren im Spiel sind, zum Beispiel „system-
kritische“ Orientierungen (Grafi k 4) oder eben 
auch Statusprobleme (Tabelle 2). Im Folgenden wer-
den diese Faktoren gemeinsam für die drei Schich-
ten betrachtet:
• Wie bereits dargestellt, neigen Angehörige der 

Unterschicht häufi ger zu rechtsextremen Ein-
stellungen als die Mittel- und die Oberschicht 
(Grafi k 2). Sie verfügt nämlich über geringe 
partizipatorische, dafür aber über starke sys-
temkritische Orientierungen, und ihr sozialer 

Status ist besonders problematisch. Dass Ge-
werkschaftsmitglieder in diesem sozialen Seg-
ment etwas weniger anfällig für Rechtsextre-
mismus sind als Nicht-Mitglieder, liegt daran, 
dass sie stärker partizipatorisch orientiert sind 
und ihr sozialer Status etwas weniger gefähr-
det erscheint. Hinsichtlich der  systemkritischen 
Orientierungen unterscheiden sich Organisier-
te und Unorganisierte nicht.

• In der Oberschicht fi ndet Rechtsextremismus 
vergleichsweise wenig Zuspruch (Grafi k 2). Sie 
stellt in Bezug auf die hier behandelten Erklä-
rungsfaktoren das Gegenteil der Unterschicht 
dar: starke partizipatorische und geringe sys-
temkritische Orientierungen sowie ein eher 
unproblematischer sozialer Status. Dass Ge-
werkschaftsmitglieder aus dieser Schicht noch 
etwas seltener rechtsextrem eingestellt sind 
als Nicht-Mitglieder, dürfte an ihrem überra-
genden partizipatorischen Impetus liegen, der 
ihre – im Vergleich zu den Unorganisierten – 
beträchtlichen systemkritischen Orientierun-
gen und die wohl etwas stärkere Gefährdung 
ihres sozialen Status neutralisiert.

Grafi k 3: 
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Grafi k 4: 

Starke systemkritische Orientierungen bei Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
nach objektiver Schichtzuordnung 2003 (%)
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Tabelle 2

Problematischer sozialer Status bei Gewerkschaftsmitgliedern und Nicht-Mitgliedern 
nach objektiver Schichtzuordnung 2003 (%)

 Geringe Modernität Starke Prekarität des
 des Arbeitsplatzes Beschäftigungsverhältnisses

Unterschicht  
 Mitglieder 36 55
 Nicht-Mitglieder 46 57

Mittelschicht  
 Mitglieder 22 27
 Nicht-Mitglieder 25 36

Oberschicht  
 Mitglieder 11 16
 Nicht-Mitglieder 6 18

Lesebeispiel: 36 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder und 46 Prozent der Nicht-Mitglieder aus der Unterschicht 
verfügen über einen durch geringe Modernität gekennzeichneten Arbeitsplatz.
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• Abschließend betrachten wir die Mittelschicht, 
das soziale Segment also, in dem die Gewerk-
schaftsmitglieder anderthalb Mal so häufi g 
rechtsextrem eingestellt sind wie die Nicht-
Mitglieder. Ursächlich dafür ist nicht der sozia-
le Status, denn der ist bei den Organisierten 
weniger bedroht als bei den Unorganisierten. 
Insbesondere die Beschäftigungsverhältnisse 
der Gewerkschaftsmitglieder sind deutlich we-
niger prekär als die der Nicht-Mitglieder. Ur-
sächlich dafür sind auch nicht die partizipa-
torischen Orientierungen, denn sie sind bei 
den Mitgliedern stärker ausgeprägt als bei den 
Nicht-Mitgliedern. Die Lösung des Problems ist 
im Bereich der systemkritischen Orientierungen zu 
fi nden: Gewerkschaftsmitglieder sind fast an-
derthalb Mal so stark systemkritisch eingestellt 
wie Nicht-Mitglieder. Dieser Befund erklärt die 
vergleichsweise große Anfälligkeit der Mittel-
schicht-Gewerkschafter allerdings nur teilwei-
se. Wir müssen noch eine Schicht tiefer gra-
ben und das Orientierungsmuster „systemkri -
ti sche Orientierungen“, das sich aus vielen 
ein zelnen Erklärungsfaktoren zusammensetzt, 
ge nauer unter die Lupe nehmen. Dann zeigt 
sich, dass Gewerkschaftsmitglieder aus der 
Mittelschicht teilweise extrem unzufrieden mit 
den wirtschaftlich-sozialen und politischen 
Verhältnissen sind und dann zu heftiger Sys-
temkritik, zu Fundamentalopposition und 
eben auch überproportional zum Rechtsextre-
mismus neigen. 

Dass gerade unter den Gewerkschaftern aus der 
Mittelschicht, vor allem unter organisierten Fach-
arbeitern und verantwortlichen Angestellten, so 
große Frustration herrscht, lässt sich, wie auch 
die Ergebnisse der qualitativen Befragung zeigen, 
mit ihrer veränderten Rolle in den industriellen 
Beziehungen erklären:

Sie konnten sich lange Zeit als Träger (Funk-
tionäre, Betriebsräte) und als Gewinner einer er-
folgreichen Tarif- und Arbeitspolitik und als Nutz-
nießer der wirtschaftlichen Prosperität begreifen. 
Diese herausgehobene Stellung scheint nun in 
Folge von Globalisierung, Modernisierung, Dere-
gulierung und Unterbietungskonkurrenz ernst-
haft gefährdet zu sein. Ihnen droht nicht nur er-
heblicher Status- und wohl auch Privilegienver-

lust (z. B. Abbau übertarifl icher Leistungen); sie 
müssen auch mit ansehen, wie die früheren Er-
folge der gewerkschaftlichen Politik, also ihre ei-
genen Erfolge, nun Stück für Stück demontiert 
werden, wie die Macht der Gewerkschaften Schritt 
für Schritt zurückgedrängt wird. In den Grup-
pendiskussionen wurde als Erklärung für die Nei-
gung der Kolleginnen und Kollegen zum Rechts-
extremismus besonders häufi g die „Existenzangst“ 
auch der derzeit von Verschlechterungen (noch) 
gar nicht betroffenen Kerngruppen der Beschäf-
tigten genannt. Zugleich wurde vehement ein 
Verlust an Solidarität unter den Kolleg/innen be-
klagt.

Diese Verluste und Niederlagen äußern sich 
bei Teilen der organisierten Mittelschicht darin, 
dass sie ihre Schutzbedürfnisse nur durch eine 
nationalistische und ethnozentrische Politik ge-
währleistet sehen. Dass die Gewerkschaften  heute 
weniger resistent gegen Rechtsextremismus sind, 
als sie es (offenbar) früher einmal waren, könnte 
daran liegen, dass die Anfälligkeit vor allem ihrer 
Mittelschicht-Mitglieder in den vergangenen 15 
bis 20 Jahren zugenommen hat. Gerade die Ange-
hörigen der Mittelschicht sind nicht nur in öko-
nomischer und sozialer Hinsicht, sondern auch 
als maßgebliche Akteure der Gewerkschaftspoli-
tik von den umbruchartigen ökonomischen Ver-
änderungen besonders betroffen.

Das Besondere an der gewerkschaftlich orga-
nisierten Mittelschicht besteht darin, dass sie in 
doppelter Hinsicht massive Ängste entwickelt, 
die sich gegenseitig noch verstärken dürften: Als 
Arbeitnehmern droht ihnen das Schicksal von sozia-
len Verlierern, als Gewerkschaftsmitgliedern droht ih-
nen das Schicksal von politischen Verlierern.

Darin unterscheiden sie sich von den beiden 
anderen Schichten: Angehörige der organisierten 
Unterschicht zählen zwar auch zu den Verlierern 
dieser Entwicklung. Aber sie verfügte schon im-
mer über einen problematischen sozialen Status, 
und daher ist ihre „Fallhöhe“ nicht so groß wie 
die ihrer Mittelschicht-Kollegen. Außerdem zäh-
len die Gewerkschafter aus der Unterschicht zu-
meist zu den passiven Mitgliedern. Der Beitrag 
der Oberschicht zur Erfolgsgeschichte der Gewerk-
schaften dürfte zwar kaum geringer sein als der 
der Mittelschicht. Aus der Mittel- und aus der 
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Oberschicht stammen immerhin 80 Prozent der 
Gewerkschaftsfunktionäre. Aber die Oberschicht-
Gewerkschafter zählen nur zu den politischen, 
nicht aber zu den sozialen Verlierern. Denn ihr 
sozialer Status ist im Vergleich zu den übrigen 
Mitgliedergruppen kaum bedroht.

Welche Schlussfolgerungen können 
daraus gezogen werden?

Die Gewerkschaften haben nach 1945 in vorder-
ster Front gegen die Nachwirkungen und gegen 
das Wiederaufl eben des Faschismus in der Bun-
desrepublik gekämpft. Sie haben bereits bei der 
Einrichtung der DGB-Kommission Rechtsextre-
mismus (1999–2000) erkannt, dass es sich dabei 
nicht mehr nur um ein externes Phänomen han-
delt. Nationalistisches und ethnozentrisches Den-
ken hat mittlerweile auch Teile ihrer eigenen 
Mitgliederschaft erfasst. Sie sind also nicht mehr 
nur Akteur, sondern eben auch Adressat der Ausein-
andersetzung mit dem Rechtsextremismus.

Rechtsextreme Einstellungen unter Gewerk-
schaftsmitgliedern sind Ausdruck von tief grei-
fenden politischen und wirtschaftlichen Verän -
de rungen sowie von der Krise, in der sich die 
Gewerkschaften gegenwärtig befi nden. Offen-
sichtlich erreichen gewerkschaftliche Erklärungs-
mus ter viele Mitglieder nicht. Rechtsextreme 
Grup pierungen besetzen solche Themenfelder, 
wä hrend gewerkschaftliche Positionen und Ar-
gumente bei vielen Mitgliedern offensichtlich 
nicht bekannt sind oder nicht angenommen wer-
den. Wenn gewerkschaftliche Positionen nicht 
wahrgenommen werden und Mitglieder statt des-
sen betriebsbezogene, konkurrenzbedingte „Sach-
zwänge“ ak zeptieren oder gar rechtsextreme und 
fremdenfeindliche Parolen aufnehmen, geht die 
Chance einer solidarischen und demokratischen 
Verarbeitung der Probleme und Konfl ikte verlo-
ren. 

Die Verluste und Niederlagen sind real, die 
Frustrationen und Ängste mithin verständlich. 
Da Rechtsextremismus funktional für die subjek-
tive Verarbeitung von problematischen Lebensla-
gen sein kann, wird es kaum ausreichen, ihn 
 allein mit dem moralischen Verweis auf den Na-

tionalsozialismus („Wehret den Anfängen!“) zu 
bekämpfen. Vielmehr besteht die Herausforde-
rung darin, eine gewerkschaftliche Praxis und 
Politik zu konzipieren, die  an der Verarbeitung 
und Deutung von Erfahrungen und Ängsten an-
setzt, vor allem wenn es um Probleme wie Ar-
beitslosigkeit, Outsourcing und Unterbietungskon-
kurrenz geht. Diese Praxis und Politik muss auf 
verschiedenen Ebenen, von der betrieblichen In-
teressenvertretung über die Bildungsarbeit, die 
Tarifpolitik, die gesellschaftliche Bündnispolitik 
und die Lobbyarbeit gegenüber Parlamenten und 
Regierungen, wirksam werden.

Der DGB und seine Gewerkschaften haben 
in den letzten Jahren eine Vielzahl neuer Initiati-
ven – Aktionen, Kampagnen, Bildungsprojekte 
und Betriebsvereinbarungen – gegen Fremden-
feindlichkeit und Rechtsextremismus entwickelt.  
Wie diese Ansätze und unsere Ergebnisse zeigen, 
muss eine nur betrieblich ausgerichtete oder gar 
als Beiwerk angelegte Behandlung des Themas an 
den sozio-ökonomischen und sozio-politischen 
Realitäten rechtsextremer Einstellungen schei-
tern. Projekte und Bildungsansätze der Gewerk-
schaften, in denen Arbeitnehmer lernen, sich 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus ein-
zusetzen oder Toleranz, Gleichbehandlung, Zivil-
courage und interkulturelles Lernen zu fördern, 
können ihre erhoffte Wirkung nicht erzielen, 
wenn rechtsextreme Einstellungen im Kontext 
von Handlungsperspektiven der gewerkschaft-
lichen Interessenvertretung nicht offen angegan-
gen werden. Wie gesellschaftliche und sozio-öko-
nomische Konfl ikte wie Globalisierung, Outsour-
cing, Unterbietungskonkurrenz und Standort-
verlagerungen von Gewerkschaftsmitgliedern 
ver standen und verarbeitet werden und welchen 
Einfl uss gewerkschaftliche Analysen und Hand-
lungsperspektiven haben, ist nach unseren Er-
kenntnissen entscheidend dafür, ob sich rechts-
extreme Einstellungen entwickeln und wie ver-
breitet sie in der Mitgliederschaft sind. Nach den 
Befunden unserer Untersuchung sind folgende 
Erkenntnisse für das Handeln der Gewerkschaften 
in dieser Frage wichtig:
• Gewerkschaften können nur dann gegen 

Rechtsextremismus wirksam sein, wenn sie 
sich deutlich als Wertegemeinschaft – und nicht 
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nur als Arbeitsmarktkartell oder gar als Dienst-
leistungsunternehmen zur individuel len Förde-
rung ihrer Kunden/Mitglieder – verstehen und 
dies auch in der Binnen- und in der Außen-
kommunikation deutlich machen. Dazu ge-
hört insbesondere das Eintreten für die Verbin-
dung der Werte „soziale Gerechtigkeit“ und 
„Demokratie“ als Grundlage gewerkschaftli-
chen Handelns.

• Inhaltlich verknüpft mit der Ausrichtung der 
Gewerkschaften als Wertegemeinschaften ist 
die Aktivierung und Ermöglichung von Parti-
zipation. Eigenaktivität bzw. die Förderung einer 
partizipatorischen Orientierung, die sich in un-
serer Untersuchung als besonders starkes Boll-
werk gegen rechtsextreme Einstellungen er-
wiesen hat, kann nicht nur durch Bildungsar-
beit gestärkt werden. Wenn es richtig ist, dass 
die Arbeitnehmer und die Gewerkschaftsmit-
glieder nichts besser von rechtsextremen Deu-
tungsangeboten und Versuchungen fernhält 
als die Erfahrung, durch eigene Tätigkeit und 
Mitbestimmung in Betrieb, Gewerkschaft oder 
Politik etwas bewirken, erreichen, verändern 
zu können, dann steht diese Erkenntnis quer 
zur von den meisten Funktionären beklagten 
und von vielen als unabänderbar angesehenen 
Praxis des Stellvertreterhandelns für passive und 
nur an individueller Nutzenmaximierung in-
teressierte Mitglieder. Leitbild könnte das star-
ke, solidaritätsfähige Individuum sein. (Ein Paro-
lenvorschlag: „Nur starke Individuen sind soli -
da ritätsfähig. Nur solidarische Individuen sind 
stark.“)

• Als strategische Zukunftsaufgabe gehört das 
Thema „Anfälligkeit für Rechtsextremismus“ 
offensiv in den „mainstream“ der gewerk-
schaftspolitischen Analysen, Bildungs- und 
Handlungsansätze. Ein Vorgehen als Beipro-
gramm mit Sonderstatus bleibt wirkungslos. 

• Eine durchgehende Erkenntnis sowohl der 
quantitativen als auch der qualitativen Unter-
suchungen unseres Projekts ist der Zusam men-
hang zwischen autoritären Persönlichkeits-
struk turen, verbunden mit Rigiditäten im Den-
ken, und rechtsextremen Einstellungen. Zur 
Rigi dität gehört die Bereitschaft, „einfache“ 
Lö sungen für komplexe Probleme und Verän-
derungen der Lebenslage zu suchen. Rigidität 
wird gefördert durch ein Denken in Sachzwän-
gen und „Alternativlosigkeiten“ – ob auf der 
be trieblichen oder der gesamtgesellschaftli-
chen Ebene. Gewerkschaften hätten dem ent-
gegenzutreten: In der Politik durch ein Beste-
hen auf Alternativkonzepten und in der Bil-
dungsarbeit und Bildungspolitik durch För-
derung der Fähigkeit zu differenzierter Analyse 
und selbständiger Urteilsbildung.

• Gerade im Hinblick auf die Europäisierung der 
Märkte und die Notwendigkeit ihrer politi-
schen Regulierung wird die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit an Bedeutung für die 
Behandlung von herausfordernden Themen 
wie Rechtsextremismus gewinnen. Vergleichen -
de Daten verschiedener EU-Länder zeigen 
deutlich, dass Rechtspopulismus und rechts-
extreme Einstellungen europaweite Phänome-
ne sind, deren Bekämpfung einer ebenso brei-
ten Perspektive bedarf.

Das Ziel von Gegenmaßnahmen sollte vor allem 
darin bestehen, die rechtsextreme Reaktion als 
hilfl ose und perspektivlose Flucht vor der Frei-
heit, der Verantwortung und der Selbsttätigkeit 
zu entlarven und als Alternative das kollektive, 
solidarische und demokratische Engagement zu 
stärken. Gewerkschaftsmitglieder sollten für  diese 
Argumentation empfänglich sein, weil ihre Men-
talität – anders als die der Nicht-Mitglieder – be-
sonders stark demokratisch-partizipatorisch ge-
prägt ist. 
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1. Vorbemerkungen

Nachfolgend werden zentrale Ergebnisse eines 
etwa zweijährigen, im Sommer 2005 abgeschlos-
senen Forschungsprojektes mit dem Titel „Arbeit-
nehmerherkunft und betriebliche Arbeitsbezie-
hungen – Interessenvertretung bei Beschäftigten 
unterschiedlicher nationaler bzw. ethnischer Her-
kunft“ beschrieben. Das Projekt wurde am Tübin-
ger Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und 
Kultur an der Universität Tübingen durchgeführt 
und von der Hans-Böckler-Stiftung fi nanziell ge-
fördert. Es widmete sich dem Verhältnis von Be-
schäftigten deutscher und ausländischer Her-
kunft6 sowie der diesbezüglichen Relevanz der 
betrieblichen Arbeitsbeziehungen am Beispiel 
dreier Industriebetriebe.

Die Studie gliederte sich in drei Untersu-
chungsdimensionen: In der ersten Untersuchungs-
dimension wurde die betriebliche Sozialstruktur 
thematisiert. Erhoben wurde, welche Tätigkeiten 
Beschäftigte deutscher und ausländischer Her-
kunft jeweils verrichten und welche Positionen 
die Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft in-

Werner Schmidt

Betriebliche Arbeitsbeziehungen: Zwischen Kollegialität und Differenzen

6 Unter Beschäftigten „ausländischer Herkunft“ werden hier auch Zuwanderer oder deren Nachkommen verstanden, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen. Um stark assimilierte Beschäftigte, die sich selbst als Deutsche oder etwa Europäer verstehen könnten, 
nicht aus der Betrachtung auszugrenzen und eine ethnisierende Perspektive zu vermeiden, wurde weder nach einer Selbst- noch einer 
Fremdzuschreibung von ethnischer Zugehörigkeit differenziert, sondern ausschließlich die eigene Zuwanderung oder die der Eltern zum 
Unterscheidungsmerkmal erhoben. Auch die deutsche Volkszugehörigkeit wurde dabei nicht zum Differenzierungsmerkmal. In unserer 
standardisierten Erhebung zählt sich ca. ein Fünftel der Befragten ausländischer Herkunft zur Gruppe der Aussiedler.

7 Der Bericht des Forschungsprojekts wird Ende 2006 erscheinen (Schmidt 2006a).

nerhalb der betrieblichen Sozialstruktur einneh-
men. In einer zweiten Untersuchungsdimension 
wurde nach den Alltagsbeziehungen zwischen 
Beschäftigten deutscher und ausländischer Her-
kunft und dem Charakter der betrieblichen Sozi-
albeziehungen gefragt. Drittens wurde ermittelt, 
wie sich aus einer Herkunftsperspektive die be-
trieblichen Arbeitsbeziehungen gestalten, wie die 
Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft im Be-
trieb ihre Interessen artikulieren und welche Be-
deutung hierbei der institutionalisierten Form 
der Interessenvertretung nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz zukommt.7 Da die Untersuchung 
sowohl die sozialen Alltagsbeziehungen von Be-
schäftigten unterschiedlicher Herkunft, damit 
Fra gen von wechselseitiger Anerkennung und 
Iden titätszuschreibungen, als auch die Dimen-
sion der Interessenvertretung thematisieren soll-
te, wurde ein theoretischer Zugang benötigt, der 
es erlaubt, sowohl Anerkennungs- und Identitäts-
fragen als auch Interessenfragen zu thematisieren 
und aufeinander zu beziehen. Gewählt wurde eine 
duale Perspektive auf Interesse und Anerkennung, 
wie sie im Anschluss an die Arbeiten Nancy Fra-
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sers entwickelt wurde. Soziale Anerkennung und 
Interessenverfolgung werden dabei als eigenstän-
dige Dimensionen sozialen Handelns verstanden, 
die nicht aufeinander reduziert werden können, 
sondern vielmehr einander bedingen, partiell je-
doch auch ineinander übersetzt werden können 
(vgl. hierzu Schmidt 2005; Fraser 2000 und Fra-
ser/Honneth 2003).

Im Mittelpunkt dieses Beitrags stehen die be-
trieblichen Sozialbeziehungen sowie deren Zu-
sammenhang mit den betrieblichen Arbeitsbe-
ziehungen. Insbesondere wird erörtert, welchen 
Stellenwert Konfl ikte, Diskriminierung, Vorbehal-
te und Ressentiments in Beziehungen zwischen 
den Beschäftigten einnehmen. Auf die anderen 
Ergebnisse der Studie wird nur insoweit einge-
gangen, wie ihnen in dieser Hinsicht Relevanz 
für die Erklärung der Befunde zukommt.

2. Zur empirischen Erhebung

In den drei untersuchten Industriebetrieben arbei-
ten zum Untersuchungszeitpunkt 500 (Betrieb 
A), 700 (Betrieb B) und 1.700 Beschäftigte (Be-
trieb C). Die beiden kleineren Betriebe sind beide 
in der Halbleiterfertigung tätig und zählen sekto-
ral zur Metall- und Elektroindustrie und gewerk-
schaftlich zum Organisationsbereich der IG Me-
tall, der größere Betrieb fertigt Kraftfahrzeugrei-
fen und wird zur chemischen Industrie und zum 
Organisationsbereich der IG Bergbau, Chemie, 
Energie gezählt. Alle drei Betriebe befi nden sich 
im Eigentum international tätiger ausländischer 
Konzerne.

Die empirische Erhebung in den Untersu-
chungsbetrieben bestand aus drei Komponenten, 
der Auswertung betrieblicher Datenbestände, 
Gesprächen und einer standardisierten schrift-
lichen Erhebung. Während die Auswertung be-
trieblicher Daten im Wesentlichen nur für die 

Ermittlung der betrieblichen Sozialstrukturen und 
der Positionen von Beschäftigten mit unterschied-
licher Herkunft bedeutsam war, so wurden etwa 
Lohn- und Gehaltsstatistiken ausgewertet, kam 
den beiden anderen Erhebungsmethoden Bedeu-
tung für jede der Untersuchungsdimensionen zu.

Der qualitative Teil der Erhebung in den Be-
trieben umfasste erstens Interviews mit Vertre-
tern relevanter betrieblicher Institutionen, d.h. 
für Personalfragen zuständigen Managern sowie 
Betriebsräten, und zweitens Einzelinterviews und 
Gruppendiskussionen mit Beschäftigten, auch 
Vorgesetzten, sowohl deutscher als auch auslän-
discher Herkunft.8 Insgesamt wurden in den Be-
trieben 47 Gespräche geführt und mit 93 Perso-
nen gesprochen.

Vor dem Hintergrund anfänglicher Skepsis 
gegenüber dem realisierbaren Umfang der be-
trieblich ermöglichten Erhebung und dem zu er-
wartenden Rücklauf bei einer schriftlichen Befra-
gung der Beschäftigten zum hier behandelten 
Thema, war die standardisierte Erhebung ledig-
lich als Ergänzung zu den Interviews konzipiert. 
Den Gesprächen sollte eindeutig die größere Be-
deutung beigemessen werden. Da es in den Be-
trieben jedoch möglich war, an insgesamt nahe-
zu 44% der Beschäftigten Fragebogen auszugeben 
und von diesen wiederum ein ähnlich hoher Pro-
zentsatz ausgefüllt zurückkam (Rücklaufquote 
43,7%), standen schließlich jedoch mehr als 550 
auswertbare Fragebogen zur Verfügung, d.h. von 
etwa einem Fünftel aller Beschäftigten (Grundge-
samtheit) der drei untersuchten Betriebe (vgl. Ta-
belle 1).9 Da sich zwischen den qualitativ und den 
quantitativ erhobenen Daten eine hohe Überein-
stimmung ergab, konnten deshalb in stärkerem 
Maße als erwartet auch zentrale Aspekte für die 
Untersuchungsbetriebe quantifi ziert werden. 
Gleich wohl gründet sich die Interpretation der 
Befunde primär auf die mit den Beschäftigten ge-
führten Gespräche.

8 Gruppendiskussionen wurden dabei in unterschiedlichen Konstellationen geführt, manche mit Beschäftigten entweder deutscher oder 
ausländischer Herkunft, manche Gruppen setzten sich gemischt aus Beschäftigten deutscher und ausländischer Herkunft zusammen. 
Sowohl die Gruppendiskussionen als auch die Einzelinterviews wurden durch den Interviewer nur gering strukturiert, um Gruppenin-
teraktionen und längere Erzählsequenzen zu ermöglichen.

9 Die Angaben der standardisierten Befragung wurden entsprechend der Firmenstatistik nach Arbeitern und Angestellten, deutscher und 
ausländischer Staatsbürgerschaft (ungleich Herkunft im hier gemeinten Sinne) sowie Geschlecht gewichtet.
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3. Diskriminierung und Ressentiments

Eine Möglichkeit, um das Vorkommen von Res-
sentiments und diskriminierendem Verhalten bei 
den Beschäftigten deutscher Herkunft zu ermit-
teln, besteht darin, die Beschäftigten mit Migrati-
onshintergrund zu fragen, inwieweit sie sich im 
Betrieb zurückgesetzt, diskriminiert und benach-
teiligt fühlen. Sowohl in den Interviews und 
Gruppendiskussionen als auch in mehreren Fra-
gen der schriftlichen Erhebung wurde danach 
 ge fragt. Beide Erhebungswege erbrachten den über-
einstimmenden und relativ erfreulichen Befund, 
dass herkunftsbezogene Benachteiligung oder 

Tabelle 1: 

Rücklauf der schriftlichen Arbeitnehmerbefragung

Betrieb Betrieb A Betrieb B Betrieb C zusammen

Ausgabe Fragebogen im Betrieb 345 320 600 1.265

verwertbare Fragebogen 125 128 300 553

Rücklaufquote 36,2% 40% 50% 43,7%

Belegschaftsstärke, ca. 500 700 1.700 2.900

Ausgabe an Grundgesamtheit 69% 45,7% 35,3% 43,6%

Rücklauf an Grundgesamtheit 25% 18,3% 17,6% 19,1%

Diskriminierung von Beschäftigten mit Migra-
tionshintergrund in deren Sicht relativ selten ist. 
Auf die Frage etwa, ob es vorkomme, „dass Kolle-
gen, Mitarbeiter oder Vorgesetzte dumme oder 
negative Bemerkungen machen“, die etwas mit 
der Herkunft zu tun haben, gaben im Durch-
schnitt der Betriebe mehr als die Hälfte an, dies 
sei „nie“ der Fall, ein weiteres Drittel, dies komme 
lediglich „selten“ vor. Nur 14% sagten, dass dies 
„öfters“ und lediglich 2%, dies sei „fast täglich“ 
der Fall. In den beiden kleineren Betrieben A und 
B fallen die Befunde allerdings besser aus als im 
dritten, größeren Betrieb (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1: Dumme oder negative Bemerkungen  

 Kommt es vor, dass Kollegen, Mitarbeiter oder Vorgesetzte dumme oder 
 negative Bemerkungen machen, die etwas mit Ihrer Herkunft zu tun haben?

fast täglich 3%
öfters 8%

selten 23%
nie 66%

fast täglich 0%
öfters 0%

selten 36%
nie 64%

fast täglich 2%
öfters 24%

selten 37%
nie 37%

Betrieb A

Betrieb B

Betrieb C

Befragte ausländischer Herkunft Quelle: F.A.T.K.-Erhebung 2004
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Tabelle 2: 

Berufl iche und schulische Ausbildung (Betriebe zusammen) 

Berufsausbildung Schulabschluss

 Angelernte Facharbeiter Angelernte Facharbeiter
 dt ausl dt ausl  dt ausl dt ausl

keine 15% 39% 0% 11% keinen 0% 10% 1% 2%

Lehre o.ä. 84% 59% 98% 90% Hauptschule 78% 50% 70% 38%

Studium 1% 2% 2% 0% Realschule 20% 28% 22% 44%

     Gymnasium 2% 11% 7% 13%

Angelernte  = Beschäftigte auf Stellen, auf denen üblicherweise un- oder angelernte Arbeiter arbeiten; 
Facharbeiter = Beschäftigte auf Stellen, auf denen üblicherweise Facharbeiter arbeiten.

Quelle: F.A.T.K.-Erhebung 2004

Zwar wird in den Gesprächen mitunter 
durchaus von Beschäftigten ausländischer Her-
kunft – und bisweilen auch von Befragten deut-
scher Herkunft – der eine oder andere Fall von 
Diskriminierung berichtet, meist liegen solche 
Vorfälle jedoch bereits längere Zeit, nicht selten 
mehrere Jahre zurück. Soweit von solchen Vorfäl-
len erzählt wird, wird zumeist deren singulärer 
Charakter hervorgehoben. Sowohl Diskriminie-
rung durch Vorgesetzte als auch durch Arbeits-
kollegen kommt zwar offenbar mitunter vor, sol-
che Vorkommnisse bleiben demnach jedoch die 
Ausnahme und sind keineswegs die Regel. Ergän-
zend sei angefügt, dass sich auch keine Hinweise 
auf eine systematisch diskriminierende Einstel-
lungs- und Personalpolitik der untersuchten Be-
triebe fi nden lassen (vgl. die Angaben zur Berufs-
ausbildung bei Beschäftigten auf Stellen für ange-
lernte Arbeiter und Arbeiterinnen und für Fach-
arbeiter in Tabelle 2), wobei allerdings die schu-
lischen Qualifi kationen der Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund keine vergleichbare Ver-
wertung als die ihrer Kollegen deutscher Her-
kunft fi nden (vgl. die Angaben zum Schulab-
schluss in Tabelle 2; vgl. zu dieser Frage auch 
Boos-Nünning 2006).

Allerdings wissen etliche Gesprächspartner 
jeder Herkunft davon zu berichten, dass es man-

che Kollegen deutscher Herkunft gebe, die „ge-
gen Ausländer eingestellt“ seien. Meist werden 
solche Beschäftigte als eine Minderheit unter den 
Beschäftigten deutscher Herkunft verstanden, 
etwa ist davon die Rede, dass es sich dabei um 
einige „Spezialfälle“ handele, diese somit nicht 
charakteristisch für die Haltung der deutschen 
Beschäftigten gegenüber den Kollegen auslän-
discher Herkunft seien.

Ein etwas anderer Eindruck entsteht aller-
dings, wenn wir unseren Blick nicht primär auf 
die im Betrieb gegenüber Beschäftigten anderer 
Herkunft offen geäußerten Haltungen oder die 
manifesten Verhaltensweisen im Umgang mit 
diesen richten, sondern nach nicht spezifi sch auf 
den Betrieb bezogenen Orientierungen und eher 
unverbindlichen Meinungen fragen (vgl. Abbil-
dung 2). Immerhin 80% aller Beschäftigten deut-
scher Herkunft stimmen dem Statement „Viele 
Ausländer passen sich in Deutschland zu wenig 
an“ „völlig“ oder „eher“ zu, nur 8% lehnen dieses 
ab (lediglich 3% signalisieren vollständige Ableh-
nung). Statements, die deutlichere Distanz zum 
Ausdruck bringen, fi nden zwar geringere Zustim-
mung, doch immerhin 37% der befragten Be-
schäftigten deutscher Herkunft stimmen der Aus-
sage „So viele Ausländer machen mir Angst“ zu. 
Lediglich 28% lehnen diese „eher“ oder „völlig“ 
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0%

ab. Der Forderung, dass „arbeitslose Ausländer 
Deutschland verlassen müssen“ stimmt etwa ein 
Drittel der Beschäftigten deutscher Herkunft zu, 
immerhin ein gutes Drittel lehnt diese Forderung 
allerdings auch mehr oder weniger entschieden 
ab. Da angenommen werden darf, dass sich bei 
Befragten, die sich bei solchen Fragen nicht fest-
legen wollen, noch ein gewisses, darüber hinaus-
gehendes Potenzial für Ressentiments und Ableh-
nung fi ndet, muss festgehalten werden, dass trotz 
der positiven Befunde zum eher seltenen Vorkom-
men von Diskriminierung keineswegs auf eine 
lediglich randständige Bedeutung von Ressenti-
ments und Vorbehalten geschlossen werden darf. 
Diesbezüglich unterscheiden sich die Ergebnisse 
unserer Studie somit nicht gravierend von den 
Befunden außerbetrieblicher Erhebungen (vgl. 
etwa Thalhammer et al. 2001, Heitmeyer 2005).

4. Pragmatische Zusammenarbeit

Die Gleichzeitigkeit von schwacher Diskriminie-
rungswahrnehmung bei Beschäftigten auslän-
discher Herkunft einerseits und das Vorkommen 
von Ressentiments und Vorbehalten seitens der 
Beschäftigten deutscher Herkunft andererseits 
mag zunächst als eine Widersprüchlichkeit der 
Befunde erscheinen, die sich bei einer alternati-
ven Formulierung der standardisierten Fragen 
hätte eventuell aufl ösen lassen, doch eine ver-
gleichbare Widersprüchlichkeit ergibt auch die 
Auswertung der mit den Beschäftigten geführten 
Gespräche. Das Vorkommen von mit Ressenti-
ments und Vorbehalten durchsetzten Meinungen 
bei Beschäftigten deutscher Herkunft ändert 
nichts daran, dass die alltägliche Praxis der be-
trieblichen Sozialbeziehungen überwiegend frei 

Abbildung 2: 

Ressentiments und Vorbehalte

15%

BEFRAGTE DEUTSCHER HERKUNFT

stimme völlig zu stimme eher zu lehne eher ab

60%

40%

30%

20%

10%

14%

31%

19%

49%

23%

29%

36%

21%

14%

5%

15% 14%

3%

50%

weder noch lehne völlig ab

13%

Arbeitslose Ausländer sollten Deutschland verlassen müssen

So viele Ausländer machen mir Angst

Viele Ausländer passen sich zu wenig an

Quelle: F.A.T.K.-Erhebung 2004
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von Konfl ikten und Diskriminierung ist. Nahezu 
88% der Beschäftigten deutscher Herkunft und 
mehr als 88% der Beschäftigten ausländischer 
Herkunft geben an, sich „mit allen“ oder „mit 
den meisten“ ihrer direkten Kollegen „gut“ zu 
verstehen.10 Kollegiales Verhalten beschränkt 
sich dabei nicht nur auf den unmittelbaren Ar-
beitsprozess. Auch in Arbeitspausen, so geben die 
Beschäftigten sowohl deutscher als auch auslän-
discher Herkunft nahezu übereinstimmend zu 
jeweils knapp zwei Dritteln an, ist nicht die Her-
kunft, sondern primär die Zusammenarbeit in-
nerhalb derselben Gruppe oder Schicht entschei-
dend dafür, wer mit wem zusammensitzt.11

Da die betrieblichen Sozialbeziehungen ei-
nerseits überwiegend kollegial sind, es anderer-
seits gleichwohl Ressentiments und Vorbehalte 
gibt, bezeichnen wir das vorherrschende Verhält-
nis zwischen den Beschäftigten deutscher und 
ausländischer Herkunft als „pragmatische Zu-
sammenarbeit.“ Mit „pragmatischer Zusammen-
arbeit“ ist eine Form der Kooperation zwischen 
den Beschäftigten bezeichnet, die das durch be-
triebliche Vorgaben und Kontrolle erzwingbare 
oder durch technische und organisatorische An-
forderungen des Arbeitsprozesses erforderliche 
Minimum übersteigt. Gleichwohl wird dabei die 
Schwelle zu einer Form der Gemeinschaftlichkeit 
nicht überschritten, in der sich auf Herkunft oder 
kulturelle Unterschiede berufende Differenzen 
(Barth 1969) so weitgehend bedeutungslos ge-
worden wären, dass diese nicht unter anderen 
Voraussetzungen auch als handlungsrelevante 
Faktoren rasch wieder reaktiviert und für Kon-
fl ikte relevant werden könnten.

Die Beziehungsform der „pragmatischen Zu-
sammenarbeit“ speist sich dabei sowohl aus den 
im Betrieb etablierten normativen Anforde-
rungen als auch aus der praktischen Notwendig-
keit der Zusammenarbeit im Arbeitsalltag, lässt 
sich jedoch nicht auf eine bloß normativ und 
technisch erzwungene Verhaltensanpassung re-
duzieren. Sie ist auch ein by-product der alltäg-
lichen Interaktionspraxis selbst, denn die alltäg-
liche Praxis der Zusammenarbeit bleibt nicht 
ohne Folgen für die beteiligten Personen. Kom-
munikation und Kooperation, so sie gelingen 
sollen, bedürfen der emotionalen Beteiligung 
und können bei regelmäßiger Wiederkehr nur un-
ter großen Anstrengungen über längere Zeiträume 
in einem gravierenden Widerspruch zum Empfi n-
den der Beteiligten stehen. Im Anschluss an Hoch-
schild (1990) kann hier von einem Effekt des „Tie-
fenhandelns“ oder deep acting gesprochen wer-
den. Etwas zugespitzt formuliert: Auch das Heu-
cheln von Kollegialität lässt sich nicht ganz ohne 
kollegiale Gefühle praktizieren. Zumindest bis zu 
einem gewissen Grad macht eine sich wiederho-
lende Praxis des kollegialen Umgangs aus den 
Beteiligten tatsächlich auch Kollegen (vgl. aus-
führlicher hierzu: Schmidt 2006b). Wechselsei-
tige Anerkennung, so kann zumindest für den 
Regelfall formuliert werden, „is something that 
frequently enough happens to people while they 
are making other plans“ (Alba/Nee 2003: 282).12

Zwar stünden ohne die Anforderungen des 
Arbeitsprozesses und den Druck betrieblicher und 
kollegialer Verhaltenserwartungen die Etablierung 
und der Fortbestand der Beziehungsform „prag-
matische Zusammenarbeit“ in Zweifel, doch viele 

10 28% der Beschäftigten deutscher Herkunft verstehen sich demnach „mit allen“, 59% „mit den meisten“ gut, bei den Beschäftigten aus-
ländischer Herkunft machen diese Angaben 33% bzw. 56%. Betrachten wir lediglich die Angaben der Arbeiter und Arbeiterinnen, in 
deren Bereichen die Herkunftsheterogenität bei weitem am stärksten ausgeprägt ist, so verringern sich die Angaben etwas, ohne sich 
jedoch drastisch zu verändern. Arbeiter und Arbeiterinnen deutscher Herkunft verstehen sich zu 22% „mit allen“ und zu 60% „mit den 
meisten gut“, für ihre Kolleginnen und Kollegen ausländischer Herkunft lauten die Werte 31% bzw. 60%.

11 Allerdings beobachtet ein Teil der Beschäftigten auch, dass „manche Deutsche“ (21% der Arbeiter und Arbeiterinnen deutscher und 25% 
ausländischer Herkunft beobachten dies) und „manche Ausländer“ (42% der Arbeiter und Arbeiterinnen deutscher und 30% auslän-
discher Herkunft geben dies an) „lieber unter sich“ bleiben. Diese Angaben differieren deutlich zwischen den untersuchten Betrieben. 
Die Beobachtung, dass manche Deutsche „lieber unter sich“ bleiben, machen im Betrieb A 6% der Arbeiter und Arbeiterinnen deutscher 
und 5% ausländischer Herkunft, im Betrieb B lauten die Zahlen 0% bzw. 17% und im Betrieb C 26% bzw. 38%. 27% der Arbeiter und 
Arbeiterinnen deutscher und 9% ausländischer Herkunft beobachten im Betrieb A, dass manche Ausländer „lieber unter sich“ bleiben, 
im Betrieb B lauten die Vergleichswerte 12% bzw. 23% und im Betrieb C 48% bzw. 43%.

12 Alba/Nee (2003) treffen diese Aussage für einen Prozess, den sie als Assimilation bezeichnen, den sie jedoch ebenfalls als einen Prozess 
wechselseitiger Annäherung bestimmen.
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Beschäftigte ausländischer und deutscher Her-
kunft bemühen sich trotz der vorhandenen und 
keineswegs seltenen Ressentiments durchaus ak-
tiv darum, den kollegialen Charakter der betrieb-
lichen Sozialbeziehungen aufrecht zu erhalten. 
Um Kollegialität bemüht ist dabei nicht nur die 
beachtenswerte Gruppe von Beschäftigten, die es 
nach eigener Angabe „sehr gut“ fi ndet, „dass im 
Betrieb Leute aus vielen verschiedenen Ländern 
arbeiten“,13 sondern auch die meisten anderen 
Beschäftigten wirken dabei mit. 

Obgleich Vorgaben und im Arbeitsalltag ge-
nerierte Anerkennungsprozesse bedeutsam sind 
und Kollegialität damit nicht auf ein Resultat uti-
litaristischer Interessenkalkulation reduziert wer-
den darf, spielt doch auch Interessenverfolgung 
eine wesentliche Rolle beim Zustandekommen 
„pragmatischer Zusammenarbeit“. Bevor wir auf 
die Bedeutung der Interessen zurückkommen, 
sollen jedoch die Begrenzungen der „pragmati-
schen Zusammenarbeit“ noch etwas detaillierter 
betrachtet werden.

5. Externalisierung und Deutungsmuster

Die aufgezeigte Differenz zwischen den persön-
lichen Orientierungen und Meinungen, in denen 
Ressentiments und Vorbehalte keineswegs margi-
nal sind, einerseits und einer kollegialen Alltags-
praxis andererseits, bezieht ihre relative Stabili-
tät nicht zuletzt dadurch, dass sie entlang einer 
Unterscheidung zwischen „Betrieblichem“ und 
„Privatem“ organisiert wird, die sowohl von den 
meisten Beschäftigten als auch von den Entschei-

dungsträgern in den Betrieben akzeptiert und 
mehr oder weniger offensiv vertreten wird. Die 
Trennung zwischen betrieblichen und privaten 
Angelegenheiten schließt an die gesellschaftlich 
institutionalisierte Sphärendifferenzierung an und 
ist weder eine Kreation der untersuchten Betriebe 
oder der dort beschäftigten Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen noch kommt ihr Relevanz 
lediglich für das Verhältnis zwischen Beschäf-
tigten unterschiedlicher Herkunft zu. Zwar wer-
den die Sphärengrenzen weder vom Management 
noch von den Beschäftigten stets konsequent 
eingehalten, doch in der Tendenz gilt alles als Pri-
vatangelegenheit, was innerhalb der Betriebe als 
dysfunktional oder auch nur als funktionslos er-
scheint. Als „Privatsache“ gelten nicht zuletzt auch 
kulturelle und politische Differenzen. Ausländer-
feindliche Ressentiments oder Rechtsextremis-
mus haben deshalb nach vorherrschender Auffas-
sung im Betrieb ebenso wenig etwas zu suchen, 
wie die kulturellen Besonderheiten von Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund. Abweichungen 
beeinträchtigen demnach potenziell die betrieb-
lichen Kooperationsprozesse und sei es nur, weil 
sich andere daran stören könnten. Zwar existiert 
durchaus ein gewisser Spielraum der kulturellen 
Toleranz,14 doch „Politik“, für viele Beschäftigte 
ein Negativbegriff nicht nur dann, wenn es um 
eine rechte oder fundamentalistische Ausrich-
tung geht, wird relativ durchgängig als Störfaktor 
begriffen. Die Externalisierung von kulturellen 
und politischen Differenzen in die Privatsphäre 
oder zumindest in den Bereich der Hintergedan-
ken15 entlastet dabei nicht nur den Betrieb, son-
dern auch die Beziehungen unter den Kollegen.

13 9% der Beschäftigten deutscher Herkunft wählen bei der Frage „Wie fi nden Sie es, dass im Betrieb Leute aus vielen verschiedenen Län-
dern arbeiten?“ auf einer vorgegebenen fünfstufi gen Skala von „sehr gut“ bis „sehr schlecht“ die Antwortmöglichkeit „sehr gut“, weitere 
37% „eher gut“. 11% fi nden den Umstand „schlecht“ oder „sehr schlecht“ (2%), 43% wählen die Mittelkategorie „weder gut noch 
schlecht“. Bezogen auf den Betrieb ist die Distanz gegenüber den Kolleginnen und Kollegen ausländischer Herkunft offenbar erheblich 
geringer. Die Beschäftigten ausländischer Herkunft selbst sind mit der Herkunftsheterogenität der Belegschaften zwar erwartungsgemäß 
zufriedener (25% fi nden diese „sehr gut“, weitere 54% „eher gut“), doch ca. ein Fünftel zögert auch unter diesen (20% „weder gut noch 
schlecht“, 1% „schlecht“).

14 In allen Untersuchungsbetrieben wird in der Kantine schweinefl eischfreies Essen angeboten, Beten „hinter der Maschine“ wird toleriert 
etc. Kopftuchtragen ist teilweise jedoch untersagt.

15 25% der Beschäftigten deutscher und 21% ausländischer Herkunft gehen dezidiert davon aus, dass es eine unausgesprochene, „heim-
liche Ablehnung zwischen deutschen und ausländischen Kollegen“ nicht gebe. Von den Beschäftigten ausländischer Herkunft nehmen 
11% an, dass es eine solche Ablehnung bei vielen und ein Drittel, dass diese bei wenigen deutschen Kollegen vorkomme. Ein weiteres 
Drittel gibt an, dies nicht zu wissen. Die Beschäftigten deutscher Herkunft bestätigen diese Angaben weitgehend (31% geben an, dass bei 
manchen und 6%, dass bei vielen Kollegen deutscher Herkunft heimliche Ablehnung vorliege, 30% geben an, darüber nicht Bescheid 
zu wissen).
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Die Kollegialität hat somit ihre Grenzen und 
vielen Beschäftigten deutscher Herkunft darf ge-
genüber ihren Kollegen anderer Herkunft eine 
Haltung zugeschrieben werden, die als „kollegial 
begrenzte Akzeptanz“ bezeichnet werden kann. 
Hier im Betrieb komme man schon miteinander 
klar, so einer der Befragten nahezu wörtlich, aber 
außerhalb würde einem so manches bei Auslän-
dern nicht gefallen. Während das Insistieren auf 
der Sphärengrenze, die in den Betrieben A und B 
deutlicher ausgeprägt ist als im Betrieb C, auf der 
einen Seite die Betriebe entlastet, so besteht de-
ren Kehrseite darin, dass auch eine gezielte Auf-
arbeitung von kulturellen und politischen Diffe-
renzen unterbleibt. Auf „interkulturelles Lernen“ 
wird damit ebenso weitgehend verzichtet wie auf 
einen gezielten Abbau von Ressentiments. Der 
„pragmatischen Zusammenarbeit“ der Beschäf-
tigten entspricht somit eine Art „betrieblicher 
Pragmatismus“ auch der Entscheidungsträger im 
Umgang mit politischen und kulturellen Diffe-
renzen. Potenziell störende Differenzen und Kon-
fl ikte werden auch von diesen nicht aufgegriffen 
und bearbeitet, sondern prophylaktisch zu exter-
nalisieren versucht.

Außeralltägliche Ereignisse, etwa ein Kon-
fl ikt um eine Stellenbesetzung oder die Gespräche 
über die Ereignisse vom 11. September 2001, in 
denen ausgeblendete Differenzen dann doch rele-
vant werden, können dann jedoch hin und wie-
der zu einem plötzlichen Zusammenbruch der 
„pragmatischen Zusammenarbeit“ unter den Be-
schäftigten führen. Es ist – so einer der Befragten 
– als ob ein Schalter umgelegt würde. Treten 
ernsthafte Unstimmigkeiten auf, dann fällt die 
Mauer der Sphärendifferenzierung, die Grenze 
erweist sich als prekäre soziale Konstruktion.

Gerät die „pragmatische Zusammenarbeit“ 
einmal in die Krise, dann wirft dies auch auf ver-
gangene Ereignisse ein neues Licht. Negative 
oder zweifelhafte Erlebnisse mit Kollegen anderer 
Herkunft werden dann nicht mehr als Einzeler-
eignisse betrachtet, sondern als Symptome gra-
vierender Unterschiede. Während im Arbeitsall-
tag bei den meisten Beschäftigten sowohl deut-

scher als auch ausländischer Herkunft ein „singu-
larisierendes Deutungsmuster“16 dominiert, d.h. 
negative oder irritierende Erlebnisse als Einzeler-
eignisse verstanden und auch in den Interviews 
mit Formulierungen wie „Jeder Mensch ist an-
ders“ oder „Das war aber eine einmalige Erfah-
rung“ kommentiert werden, steht den meisten 
Beschäftigten auch ein anderes Muster der Ereig-
nisdeutung zur Verfügung. Wir bezeichnen dieses 
Muster zur Erklärung von Ereignissen, dass nur 
bei wenigen Beschäftigten dauerhaft dominiert, 
über das jedoch viele latent ebenfalls verfügen, 
als „symptomatisierendes Deutungsmuster“.

Ein kurzer Exkurs soll das Muster symptoma-
tisierender Deutung an einem Beispiel aus einem 
der untersuchten Betriebe verdeutlichen.

Einer der Interviewten deutscher Herkunft 
berichtet davon, dass er einmal, damals als Vorar-
beiter tätig, „Theater“ mit einer ausländischen 
Kollegin gehabt habe. Nachdem er dargelegt hat, 
dass der Fall bis zum Betriebsrat kam und er sich 
über die Parteinahme des Betriebsrats geärgert ha-
be, erläutert er, dass es ihm jedoch gelungen sei, 
glaubwürdig zu vermitteln, dass er „gegen die Frau 
überhaupt nichts habe“. In der Folge, so fährt er 
fort, seien am nächsten Tag in der Fertigung alle 
Ausländer dieser Herkunftsgruppe „stink freund-
lich“ zu ihm gewesen, „von heute auf morgen. Fas-
zinierend.“

Ein Missverständnis offenbar, so könnte man 
meinen, das sich erfreulicherweise geklärt habe, 
doch – von Zwischenbemerkungen anderer Ge-
sprächsteilnehmer unterbrochen – fährt er fort:

„Das Gespräch war freitags (…) Und montags 
haben da hinten alle (Angehörige der Herkunfts-
gruppe) mich gegrüßt.“ „Alle, von jeder Abtei-
lung, überall. Es muss ein Lauffeuer…“ „…das 
Wochenende irgendwie, von einem zum anderen 
gelaufen sein…“ „…und montags, ‚Guten Mor-
gen!’ und ‚Wie geht’s?’ Ich bin da gestanden, ich 
hab gesagt, ja, das glaubt man nicht. Und das ist 
das, was (…) halt alle, ich sag mal, wir Deutsche 
schon merken, dass die untereinander; (es) ist ein 
Gefl echt.“ „Auch in der Firma halt, die wo zu-
sammen arbeiten, ein Gefl echt, dass die schlagar-

16 Zum Konzept der Deutungsmuster vgl. Neuendorff /Sabel (1978).
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tig alles wissen. Und sich danach auch verhalten. 
Das ist ganz klar. Und zwar eindeutig.“ (Arbeiter 
deutscher Herkunft)

Selbst die positive Reaktion ausländischer 
Kollegen und Kolleginnen nach seiner Beteue-
rung, nichts „gegen die Frau“, d.h. offenbar in 
der Wahrnehmung der Beschäftigten auslän-
discher Herkunft soviel wie: „gegen die Frau als 
Ausländerin“, zu haben, führt zu keinem versöhn-
lichen Schluss, sondern signalisiert hier ein be-
drohliches oder zumindest bedenkliches „Ge-
fl echt“. Es wird angenommen, dass das wahre 
Ausmaß des Problems nicht sichtbar sei, man al-
lenfalls die Spitze des Eisbergs zu sehen bekom-
me. Solchen Ereignissen wird dann, obwohl oder 
auch gerade weil sie selten sind (das erzählte Er-
eignis liegt bereits mehrere Jahre zurück), ein 
außer ordentlich großer Erklärungswert zugespro-
chen.

Bei Bedarf, d.h. wenn eine singularisierende 
Deutung nicht mehr hinreichend funktional für 
die Verteidigung von Interessen, für die Aufrecht-
erhaltung von sozialer Anerkennung in der eige-
nen oder einer anderen Herkunftsgruppe oder 
auch nur für das Verstehen fremd erscheinender 
Verhaltensweisen erscheint, kann das symptoma-
tisierende Muster rasch aktiviert werden. Deshalb 
können einzelne Negativereignisse einen Zusam-
menbruch der „pragmatischen Zusammenarbeit“ 
auslösen. Solche Vorkommnisse sind nicht unge-
fährlich, jedoch in den untersuchten Betrieben 
bisher ausgesprochen selten. Auch muss hinzuge-
fügt werden, dass sich symptomatisierende Deu-
tung nicht nur bei Beschäftigten deutscher Her-
kunft fi ndet.

6. Interessenartikulation, Identität und   
 Sozialintegration

Sowohl die Manager als auch die Betriebsräte der 
untersuchten Betriebe legen Wert darauf, dass für 
alle Beschäftigten, d.h. nicht nach Herkunft un-
terschieden, dieselben Verhaltensregeln gelten. 

Dies gilt ihnen als rationale Praxis im Sinne pro-
duktiver Arbeitsverhältnisse und auch als ethische 
Selbstverständlichkeit. Im Vergleich zu den Be-
triebsräten begründen die befragten Manager 
Gleichbehandlung und Diskriminierungsverzicht 
allerdings stärker mit den Notwendigkeiten rei-
bungsloser Produktionsprozesse, während bei den 
Betriebsräten der ethischen Argumentation ein 
größeres Gewicht zukommt. Der erwähnte „be-
triebliche Pragmatismus“ ist diesbezüglich somit 
beim Management stärker ausgeprägt. Doch selbst 
wenn manche der Befragten dieser Überzeugung 
sind, wäre es doch zu optimistisch, anzunehmen, 
dass sich diskriminierungsarme Arbeitsverhält-
nisse allein auf ökonomische oder technisch-or-
ganisatorische Notwendigkeiten gründen ließen. 
Ohne Mühe lassen sich historisch oder im Länder-
vergleich Beispiele fi nden, die zeigen, dass sich Pro-
duktionsverhältnisse auch unter marktwirtschaft-
lichen Bedingungen durchaus auch bei Herkunfts-
diskriminierung ertragreich gestalten lassen, so-
weit die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
dies zulassen (Tilly/Tilly 1998).

Davon abgesehen, dass die Gültigkeit dersel-
ben Regeln für alle zumindest partiell durchaus 
ungleiche Folgen hat (alle Beschäftigte erhalten 
zu Weihnachten frei, egal welchem Glauben sie 
anhängen) und durchaus auch ein diskriminie-
rendes Moment einschließen kann,17 erscheint 
auch die herkunftsunabhängige Anwendung glei-
cher Regeln nur deshalb als Selbstverständlich-
keit, weil sie in einem Umfeld stattfi ndet, in dem 
gleiche Regeln für alle institutionalisiert sind. Die 
Regulierung zentraler Merkmale des Arbeitsverhält-
nisses durch eine Arbeitsgesetzgebung und Tarif-
verträge, die nicht zwischen Beschäftigten unter-
schiedlicher Herkunft unterscheiden, und einem 
Betriebsverfassungsgesetz, das mit dem Betriebs-
rat eine Institution mit Mitbestimmungsrechten 
ausgestattet hat, die allen Beschäftigten eine re-
elle Chance zur Vertretung ihrer Interessen als 
Arbeitnehmer bietet, schaffen wesentliche Voraus-
setzungen dafür, dass Gleichbehandlung als weit-
gehend selbstverständlich gilt. Ein Umfeld insti-

17 Selbst die Unterscheidung zwischen betrieblicher und privater Sphäre ist, wie beispielsweise Fragen des Kopftuchtragens oder des Betens 
während der Arbeitszeit zeigen, kulturell alles andere als neutral.
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tutionalisierter, nach universalistischen Prinzi-
pien verfasster Regeln ist jedoch nicht nur für das 
Handeln der Entscheidungsträger relevant, in 
dem es dazu anhält, auf betrieblicher Ebene auf 
diskriminierende Regeln zu verzichten, es prägt 
auch die Legitimitätswahrnehmung und beein-
fl usst die Haltungen und das Handeln sowohl der 
Vorgesetzten als auch der anderen Beschäftigten.

Zu diesem institutionell begründeten Ein-
fl uss auf Legitimitätsvorstellungen und dem skiz-
zierten alltäglichen Mechanismus der wechsel-
seitigen Anerkennung im Arbeitsprozess tritt hin-
zu, dass die Chancen der Beschäftigten, insbe -
son dere im Arbeiterbereich, eigene Interessen 
er  folg reich zu vertreten, dann am größten sind, 
wenn sie sich auf die gesetzlich privilegierte Form 
der Mitbestimmung und die einheitliche Interes-
senvertretung durch die Betriebsräte stützen. An-
dere Formen und Wege der Artikulation und Ver-
tretung von Beschäftigteninteressen, etwa eine 
entlang von Herkunftsgrenzen oder politischen 
Vorstellungen segregierte Interessenformierung, 
versprechen vergleichsweise geringen Erfolg. In-
stitutionalisierte, erfolgversprechende Wege der 
Interessendurchsetzung prägen auch die Konsti-
tution interessenpolitisch relevanter Gruppen 
unter den Beschäftigten. Die für die untersuchten 
Betriebe wirksamen institutionellen Vorgaben be-
günstigen dabei eine Interessenkonstitution als 
Arbeitnehmer und nicht als Beschäftigter etwa 
deutscher oder türkischer Herkunft. Dies bleibt 
auf das Selbstverständnis der Personen nicht oh-
ne Einfl uss. Als „Deutscher“ oder „Türke“ mag 
man sich in vielerlei Hinsicht verstehen, im Be-
trieb begreift man sich meist primär als Kollege 
und Kollegin.

Eine herkunftsgruppenübergreifende Interes-
senformierung ist allein durch die Gemeinsam-
keit des Arbeitnehmerstatus keineswegs garan-
tiert. Verspräche eine kompetitive Interessenarti-
kulation entlang von Herkunftsdifferenzen, die 
zudem an bestehende, außerbetriebliche gene-

rierte Gruppenidentitäten anknüpfen könnte, 
ähnliche Erfolgschancen, so wäre auch ein grö-
ßeres Gewicht ethnisierter Interessenartikulation 
und damit ethnischer Gruppenbildung innerhalb 
der Betriebe wahrscheinlich.18 Institutionelles Um-
feld, betriebliche Institutionen, Interessenkonsti-
tution sowie Gruppenidentitäten stehen somit in 
einem wechselseitigen Wirkungszusammenhang, 
bei dem die Veränderung einzelner Elemente 
eine Störung des Gesamtmechanismus nach sich 
ziehen kann. 

7.  Gefährdungen der betrieblichen 
 Sozialintegration

Während positiv zu konstatieren ist, dass, bei al-
len dargelegten Begrenzungen, durch den skiz-
zierten Wirkungszusammenhang weithin gelin-
gende betriebliche Sozialbeziehungen begünstigt 
werden, haben die genannten Integrationsme-
chanismen jedoch bestenfalls geringfügige Ef-
fekte auf die betriebliche Sozialstruktur. An der in 
den untersuchten Betrieben bestehenden Kon-
zentration einer deutlichen Mehrheit der Beschäf-
tigten mit Migrationshintergrund auf den Stellen 
für angelernte Arbeiter, d.h. einer Situation der 
„ethnischen Unterschichtung“ (Abbildung 3 zeigt 
exemplarisch am Beispiel des Betriebs B die Lohn-
gruppenpositionen19), ändert selbst eine einiger-
maßen gelingende betriebliche Sozialintegration 
nichts. Anders als einige der befragten Manager 
und Betriebsräte annehmen, kann unter diesen 
Voraussetzungen Integration dann nicht als ab-
geschlossenes Projekt betrachtet werden, wenn 
das Ziel der Aufhebung von ethnischer Unter-
schichtung nicht aufgegeben wird. Allerdings be-
günstigt gerade das hinlängliche Gelingen der 
betrieblichen Sozialintegration die Illusion voll-
endeter Integration.

Zumindest solange ethnische Unterschich-
tung fortbesteht, bleibt jedoch auch die betrieb-

18 Mitunter treten – wenn auch nicht in den hier untersuchten Betrieben – bei Betriebsratswahlen herkunftsbezogene Listen an (vgl. Birsl 
et al. 1999: 91f). In der Regel sei dies dann der Fall, so wird von gewerkschaftlichen Experten erläutert, wenn die dominante deutsche 
Mehrheit Kollegen ausländischer Herkunft nicht in angemessener Weise bei der Kandidatenaufstellung berücksichtigt.

19 Da sich diese Auswertung auf die Daten der Firmenstatistik bezieht, wird in diesem Fall mit der Differenzierung deutsch/ausländisch 
abweichend von unserer sonstigen Betrachtung nicht nach Herkunft, sondern nach Staatsbürgerschaft unterschieden.
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liche Sozialintegration latent gefährdet und pre-
kär. Hierfür existieren mehrere Gründe. Zunächst 
könnten in einem veränderten institutionellen 
Umfeld, wie es etwa in der Bauwirtschaft im Kon-
text des Subunternehmersystems zumindest parti-
ell besteht, Arbeitgeber in Versuchung oder unter 
Druck geraten, im Kontext von Kostensenkungs-
maßnahmen unterschiedliche Arbeitsbedin gun-
gen zu etablieren und Diskriminie rungsgewinne 
einzustreichen. Darüber hinaus besteht trotz der 
Sphärendifferenzierung die Gefahr des Eindrin-
gens extern hervorgebrachter rechter, ethnisierter 
oder fundamentalistischer Ideologien in die Betrie-
be fort. Soweit sich Herkunftsunterschiede auch 
weiterhin mit spezifi schen Schichten der betrieb-
lichen Sozialstruktur näherungsweise decken und 
sich damit in der Herkunft und der sozialen Lage 
begründete Interessen- und Anerkennungsverhält-
nisse überlagern, bleiben die Voraussetzungen für 
ein Überschwappen populistischer und rechter 
ideologischer Diskurse unerfreulich günstig. Da 
Statusungleichheit Belastungen mit sich führt, 
die sich nicht auf die unmittelbaren materiellen 
Folgen ungleicher Ressourcenzuteilung beschrän-
ken, sondern für Personen mit geringem Status 

auch sozialen Stress einschließen (vgl. Wilkinson 
2005), birgt jede Zunahme von sozialer Ungleich-
heit (oder Prekarität, vgl. Brinkmann/Dörre/Rö-
benack 2006) sowohl bei Beschäftigten deutscher 
als auch ausländischer Herkunft die Gefahr grup-
penbezogenen Konkurrenzverhaltens. Zum Reper-
toire solcher Gruppenkonkurrenzen zählen neben 
dem Kampf um die soziale Aufwertung der eige-
nen Gruppe bekanntlich auch Versuche zur Ab-
wertung anderer Gruppen.

Eine massive Gefährdung der Mechanismen 
der betrieblichen Sozialintegration wäre dann zu 
befürchten, wenn verbindliche tarifvertragliche 
Regelungen weiter an Bedeutung verlieren wür-
den und die Einheitlichkeit der Interessenvertre-
tung ihren Konkurrenzvorteil gegenüber der Ver-
tretung von ethnischen und ethno-zentrischen 
Partialinteressen verlöre. Ein Verlust an Macht 
und Einfl uss der Betriebsräte wird in den Gesprä-
chen von etlichen Beschäftigten bereits heute be-
klagt. Auch manche der befragten Betriebsräte se-
hen vor dem Hintergrund von konzernweiten Kos-
tensenkungsvorgaben, drohender oder zumindest 
angedrohter Standortverlagerungen und einem 
mitunter fehlenden, mit ernsthaften Verhand-

Abbildung 3: 

Lohngruppenstruktur nach Staatsangehörigkeit und Geschlecht im Untersuchungsbetrieb B

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

Quelle: Firmenstatistik: die Kreisfl ächen stellen jeweils proportional die Anzahl der Beschäftigten einer Gruppe und 
 Eingruppierung dar, jeweils ein Gruppenpaar umfasst die Gesamtzahl der beschäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen 
 oder 100%.
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lungs- und Entscheidungskompetenzen ausge-
statteten Gegenüber im örtlichen Management 
ihre Handlungsspielräume eingeschränkt.

Das Funktionieren der in den untersuchten 
Betrieben beobachteten Mechanismen der be-
trieblichen Sozialintegration ist in grundlegender 
Weise mit dem deutschen System der industriel-
len Beziehungen verbunden (vgl. auch Hinken 
2001). Eine Gefährdung des letzteren setzt auch 
die Sozialintegration in herkunftsheterogenen 
Belegschaften aufs Spiel. Diesen Zusammenhang 
sollten sich nicht zuletzt auch politische Ent-
scheidungsträger vergegenwärtigen, die einerseits 
die Entstehung von „Parallelgesellschaften“ an 
die Wand zeichnen und andererseits immer wie-
der verschiedene Einschränkungen der Arbeit-
nehmermitbestimmung und Abweichungen von 
tarifvertraglichen Standards fordern. Das deut-
sche System der industriellen Beziehungen trägt 
nicht nur, wie eine im internationalen Vergleich 
geringe Zahl an Streikausfallstagen zeigt, zum so-
zialen Frieden zwischen Kapital und Arbeit bei, 
sondern fördert auch die soziale Kohäsion zwi-
schen Beschäftigten mit heterogenem Herkunfts-
hintergrund.

Da die Externalisierung von politischen und 
kulturellen Differenzen jedoch ebenfalls als ein 
wichtiges Element betrachtet werden muss, das 
zur Stabilität der Sozialintegration in den unter-
suchten Betrieben beiträgt, bergen allerdings auch 
alle Veränderungen, die der relativen Entkoppe-
lung der betrieblichen Sphäre mit dem Ziel einer 
Aufwertung von Diversität (Diversity-Manage-
ment etc.) bzw. der Aufarbeitung von extern ge-
nerierten oder konstruierten Ressentiments und 
Differenzen entgegenwirken wollen, zumindest 
kurzfristig ihre eigenen Risiken.20 Mittel- und 
langfristig könnte sich jedoch gerade der Versuch 
des pragmatischen Festhaltens an einer betrieb-
lich begrenzten Form von Integration ohne Auf-
hebung der bestehenden Unterschichtungsver-
hältnisse als das eigentliche Gefährdungspoten-
zial – auch der betrieblichen Sozialintegration – 
erweisen.

8. Abschließende Bemerkungen

Fassen wir die zentralen Befunde der Studie zu-
sammen, so kann etwas verkürzt und zugespitzt 
konstatiert werden, dass der primäre Entstehungs-
ort von Ressentiments und Diskriminierung so-
wie von rechten Orientierungen nicht im Betrieb 
zu fi nden ist. Industriebetriebe gehören zu einer 
von der Gesamtgesellschaft bis zu einem gewis-
sen Grad separierten, jedoch zum Teil mit univer-
salistischen Institutionen ausgestatteten Sphäre, 
die relativ eigenständige Formen sozialer Bezie-
hungen hervorbringt, aus denen in der Gesell-
schaft vorkommende politische und kulturelle 
Unterschiede und Konfl ikte im Alltag weitge-
hend ausgeschlossen bleiben. Gleichwohl sind 
Betriebe keine Inseln, die von Ressentiments und 
Ethnozentrismus vollkommen verschont blei-
ben. Insbesondere außeralltägliche Vorkomm-
nisse können auch die betriebliche Sozialintegra-
tion in erheblichem Maße gefährden.

Die Institutionen des deutschen Systems der 
industriellen Beziehungen begünstigen eine nicht-
ethnisierende Interessenkonstitution und sind der 
betrieblichen Sozialintegration förderlich. Dies 
gilt jedoch nur solange, wie die Institutionen der 
Interessenvertretung nicht nur über formale, son-
dern auch über faktische Handlungsspielräume 
zur Vertretung von Arbeitnehmerinteressen ver-
fügen. Doch bereits jetzt existiert eine Reihe von 
Begrenzungen der Integration. Deren wichtigste 
dürfte sein, dass ein Fortbestehen der faktisch be-
stehenden ethnischen Unterschichtung auch 
durch die industriellen Beziehungen keineswegs 
per se verhindert wird. Um einer solchen Unter-
schichtung zu begegnen, bedarf es einer Förder-
politik, die Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund zugute kommt. Eine besondere Förderung 
von Beschäftigten ausländischer Herkunft birgt 
in sich jedoch die Gefahr, selbst zu ethnischer 
Segmentierung beizutragen und ist damit aus 
Sicht des betrieblichen Managements und auch 
der Betriebsräte wenig wünschenswert. Eine be-

20 Sollte die mitunter behauptete Tendenz einer Erosion der klaren Trennung zwischen Arbeitswelt und Freizeit zutreffend sein, wie sie mit 
Stichworten wie „Entgrenzung der Arbeit“ oder „Subjektivierung der Arbeit“ zum Ausdruck gebracht werden soll (vgl. hierzu etwa Klee-
mann/Matuschek/Voß 2002), dann dürfte die Ausgrenzung von kulturellen und politischen Differenzen aus den Betrieben allerdings 
ohnehin eine Destabilisierung erfahren.
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sondere Förderpolitik für Beschäftigte auslän-
discher Herkunft wird deshalb in den Betrieben, 
zumindest soweit sie über Angebote der Sprach-
förderung oder der berufl ichen Integration von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund hinaus-
gehen soll, kaum Träger in den Betrieben fi nden.

Um zu vermeiden, dass eine Förderpolitik 
selbst zu ethnischen Konfl ikten beiträgt und um 
betriebliche Träger für eine solche Politik zu fi n-
den, ist unseres Erachtens – soweit sachlich sinn-
voll und möglich – eine herkunftsunabhängige 
Förderung aller Beschäftigten mit niederem Sta-
tus und geringer Qualifi kation gegenüber einer 
speziellen Förderpolitik für Beschäftigte mit Migra-
tionshintergrund vorzuziehen. Ein Ausweg aus 
dem Dilemma, dass ein Verzicht auf Förderung 
die bestehende ethnische Unterschichtung per-
petuiert, während besondere Fördermaßnahmen 
für Beschäftigte mit Migrationshintergrund bei 
Beschäftigten deutscher Herkunft auf Unmut sto-
ßen, insbesondere soweit diese selbst zu unteren 
Statusgruppen gerechnet werden müssen, die sich 
ebenfalls benachteiligt wähnen, lässt sich nur in 
der generellen Förderung statusniederer Beschäf-
tigter fi nden. Ein Mehr an sozialer Gleichheit 
käme aufgrund der unterschiedlichen Ausgangs-
voraussetzungen den Beschäftigten ausländischer 
Herkunft relativ häufi ger zugute, würde jedoch 
von deren Kollegen deutscher Herkunft, mit de-

nen sie unter Umständen denselben Arbeitsplatz 
teilen, nicht als umgekehrte Diskriminierung ver-
standen und böte wenig Anlass für ein Anwach-
sen von Ressentiments. Betriebsräten fällt das Ein-
klagen einer herkunftsunabhängigen Förderpoli-
tik im Betrieb zweifelsfrei mit Rücksicht auf ihre 
Wählerbasis leichter und wäre mit breiterem Rück-
halt in der Belegschaft vermutlich auch leichter 
gegenüber dem Management durchzusetzen.

Eine bewusste Auseinandersetzung mit Fra-
gen der Integration und der ethnischen Unter-
schichtung ist jedoch auch dann angebracht, 
wenn keine speziell auf Beschäftigte ausländischer 
Herkunft zugeschnittenen Fördermaßnahmen statt-
fi nden. Einerseits, weil eine kontinuierliche Be-
obachtung nötig ist, um zu ermitteln, ob betrieb-
liche Maßnahmen der ethnischen  Unterschichtung 
tatsächlich entgegenwirken, andererseits, um Be-
schäftigte den Umgang mit kulturellen Differen-
zen zu lehren und Ressentiments und rechten 
Orientierungen diskursiv entgegenwirken zu kön-
nen. Eine vorausschauende Beschäftigung mit poli-
tischen und kulturellen Differenzen und latenten 
Konfl ikten wäre, im Wissen um den Umstand der 
Externalisierung und die lediglich relative Auto-
nomie auch der betrieblichen Sphäre, auch im 
Eigeninteresse solcher Betriebe angebracht, in de-
nen manifeste Diskriminierung und Konfl ikte 
eher selten vorkommen.
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